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Sachverhalt: 
 
Mit der Verortung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsförderung im SGB VIII finden ein expliziter 
Förderanspruch und die Qualitätskriterien des SGB VIII Einzug in den Themenbereich Ganztags-
betreuung. Bislang lag die Zuständigkeit für dieses Thema vor allem in schulischer und somit 
Landeszuständigkeit. Mit der Ansiedelung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsförderung im SGB 
VIII ist nun die Kommune für die Umsetzung verantwortlich, sofern die Grundschule nicht bereits 
als rechtsanspruchserfüllende Ganztagsschule in Angebotsform (GTSA) entwickelt wurde oder 
wird. 
 
Das Ganztagsförderungsgesetz schafft ab dem Schuljahr 2026/27 einen Rechtanspruch auf ein 
ganztägiges Förderungsangebot für Grundschulkinder. Dieser Anspruch beginnt mit den Erst-
klässlern und wird bis 2029 stufenweise auf alle Klassen 1-4 ausgeweitet.  
 
Der Rechtsanspruch  

 greift im Umfang von 8 Stunden von Montag bis Freitag, inklusive Mittagessen. 
 gilt in der Unterrichtszeit und in schulischen Angeboten der Ganztagsschule als erfüllt. 
 gilt auch in den Ferien. Das Land kann Schließzeiten von bis zu 4 Wochen festlegen. 

 
Der Rechtsanspruch ist nicht kostenfrei, so dass – ähnlich wie bei anderen durch die Jugendhilfe 
geförderten Angeboten – ein Teilnahmebeitrag erhoben wird. Dieser soll sozial gestaffelt sein.  
 
Mit der Durchführung vor Ort werden anerkannte Träger:innen der Kinder- und Jugendhilfe be-
traut.  
 
Es wird eine Verpflegung mit Mittagessen angeboten werden.  
 
Ebenfalls ist, wie bei anderen Angeboten der Jugendhilfe, im Vorfeld der Umsetzung eine jugend-
hilfeplanerische Bedarfsplanung notwendig. Diese wurde in Form einer Elternbefragung im Som-
mer 2024 durchgeführt. 
 
Von zentraler Bedeutung ist der Begriff der „Förderung“ nach dem SGB VIII als wesentliches Ele-
ment des Rechtsanspruchs. Dadurch liegt nicht eine reine Betreuung im Fokus, sondern die psy-
chosoziale Entwicklung des Kindes. 
 
Vorbehaltlich des Ergebnisses der Bedarfsprüfung verfügen ab dem Schuljahr 2026/27 voraus-
sichtlich alle Schulen über ein ganztägiges Angebot (entweder als Ganztagsschule in Angebots-
form oder durch ein Angebot der Jugendhilfe).  
 
Im „Grundsatzbeschluss: Vorbereitung der Umsetzung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsförde-
rung an Mainzer Grundschulen“, der am 06.03.2024 durch den Stadtrat verabschiedet wurde, 
sind die wesentlichen Aspekte für die Umsetzung in Mainz skizziert. 
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